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I. Verstärkte Anstrengungen zur Begrenzung und Beendigung des Wettrüstens und zur 
anschließenden Abrüstung unter Berücksichtigung der derzeitigen internationalen 
Entspannungsbemühungen 


a) Völliges Verbot der Kernwaffenversuche 

b) Verbot der Weiterentwicklung und Herstellung 
chemischer Waffen 

c) Verringerung der Militärhaushalte der Staaten 

Die 61. Interparlamentarische Konferenz 

ist besorgt, daß trotz der in den Texten der Voll- 
versammlung der Vereinten Nationen und anderer 
internationaler Organisationen enthaltenen wieder- 
holten Appelle das Wettrüsten und die Steigerung 
der Militärausgaben insbesondere im Bereich der 
Kernwaffen beschleunigt und unvermindert fortge- 
setzt werden; 

nimmt die verschiedenen bilateralen, regionalen 
und multilateralen Maßnahmen, Bemühungen und 
Initiativen zur Kenntnis, die auf die Förderung der 
Entspannung abzielen; 

verweist insbesondere auf die weltweite Bedeutung 
der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa, die ein sinnvolles Mittel zur Förderung 
der internationalen Entspannung und Zusammen- 
arbeit zwischen Nationen mit unterschiedlichen po- 
litischen Systemen darstellt; 

ist davon überzeugt, daß die politische Entspannung 
in der Welt durch eine ähnliche Entspannung auf 
militärischem Gebiet ergänzt werden sollte; 

bekennt sich erneut zu den Entschließungen der 
Vollversammlung der Vereinten Nationen über kon- 
krete Maßnahmen in Richtung auf Abrüstung ins- 
besondere auf dem nuklearen Sektor; 

unterstreicht die Aktualität der von der 60. Inter- 
parlamentarischen Konferenz angenommenen Ent- 
schließung; 

begrüßt die Tatsache, daß im Rahmen der inter- 
nationalen Entspannung neue Möglichkeiten für 
Fortschritte im Kampf gegen das Wettrüsten ge- 
schaffen werden; 

ist der Auffassung, daß Fortschritte auf dem Wege 
zur Entspannung von der Verwirklichung konkreter 
Maßnahmen zur Einstellung des Wettrüstens und 
zur Verwirklichung der Abrüstung insbesondere bei 
den Massenvernichtungswaffen abhängen; 

ist sich dessen bewußt, daß die Abrüstungsprobleme 
die lebenswichtigen Interessen aller Völker und 
aller Länder berühren und daß sie folglich unbe- 
dingt auf weltweiter Ebene geregelt werden sollten; 

sieht das zwischen den Vereinigten Staaten und 
der Sowjetunion geschlossene Abkommen über die 
Verhütung eines Atomkriegs als wesentlichen Fort- 
schritt im Bereich der nuklearen Abrüstung an; 

hofft ferner, daß die amerikanische und die so- 
wjetische Regierung, die die bilateralen Verhand- 


lungen über eine Begrenzung der strategischen 
offensiven wie defensiven Kernwaffensysteme ein- 
geleitet haben, alles in ihrer Macht Stehende tun 
werden, um den Abschluß weiterer Abkommen auf 
diesem Gebiet insbesondere über eine qualitative 
Begrenzung und eine wesentliche Einschränkung 
der offensiven und defensiven Kernwaffensysteme 
zu beschleunigen; 

stellt beunruhigt fest, daß die zunehmende Nutzung 
der Kernenergie zu friedlichen Zwecken in zahl- 
reichen Staaten ein Potential schafft, das sozusagen 
als Nebenprodukt die kurzfristige Entwicklung von 
Kernwaffen ermöglicht und somit die Grundlagen 
des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kern- 
waffen noch weiter aushöhlt; 

stellt mit Zufriedenheit fest, daß der zwischen der 
Sowjetunion und den Vereinigten Staaten geschlos- 
sene Vertrag über die Begrenzung der unterirdi- 
schen Kernwaffenversuche, der vom 31. März 1976 
an die völlige Einstellung der unterirdischen Kern- 
waffenversuche über eine bestimmte Höchststärke 
und die Begrenzung der übrigen unterirdischen Ver- 
suche auf ein Mindestmaß vorsieht, einen bedeuten- 
den Fortschritt in Richtung auf ein vollständiges 
Verbot der Kernwaffenversuche darstellt, und ist 
davon überzeugt, daß die übrigen Länder, die Kern- 
waffenversuche unternehmen, die von der Sowjet- 
union und den Vereinigten Staaten unternommenen 
Bemühungen um eine völlige Einstellung dieser Ver- 
suche vor allem dadurch unterstützen werden, daß 
sie den entsprechenden in Kraft befindlichen inter- 
nationalen Vereinbarungen beitreten; 

unterstreicht, daß der in großem Maßstab betriebene 
Einsatz zahlreicher unterschiedlicher Waffen sowie 
das Entstehen neuer Methoden der Kriegsführung, 
die der Zivilbevölkerung unnötiges Leid zufügen 
und zivile Ziele zerstören, es dringend notwendig 
machen, diese Waffen zu verbieten oder zu begren- 
zen sowie auf dem Wege der Abrüstung bestimmte 
besonders grausame Waffen oder wahllos einge- 
setzte Massenvernichtungswaffen völlig abzuschaf- 
fen; 

ist davon überzeugt, daß echte Fortschritte im Be- 
reich der Abrüstung die Garantie der Gleichheit 
und Sicherheit aller Staaten voraussetzen; 

1. fordert alle Regierungen und Parlamente auf, 
ihre Bemühungen um die Beendigung des Wett- 
rüstens, die Einstellung der Produktion von 
Kernwaffen und anderen Massenvernichtungs- 
waffen und schließlich um die Vernichtung die- 
ser Waffen zu verstärken und den Abschluß 
eines Abkommens über ein allgemeines Kern- 
waffenverbot einschließlich des Verbots, Kern- 
waffen herzustellen, zu erproben, zu lagern und 
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einzusetzen, zu beschleunigen, und als eine der 
in dieser Richtung zu ergreifenden Maßnahmen 
einen Vertrag über die völlige Einstellung der 
Kernwaffenversuche mit wirksamen Kontroll- 
maßnahmen abzuschließen und den Vertrag 
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen bei 
der Konferenz, die 1975 zu seiner Revision ein- 
berufen wird, noch wirksamer zu gestalten; 

2. fordert die vordringliche Ergreifung von Maß- 
nahmen, um die Verwaltung des zu friedlichen 
Zwecken benutzbaren spaltbaren Materials 
einer strikten internationalen Kontrolle zu un- 
terwerfen mit dem Ziel der Schaffung eines 
wirksamen internationalen Systems zur Kon- 
trolle der Verwendung der gesamten Kern- 
energie; 

3. unterstützt den entsprechenden Beschluß der 
Vollversammlung der Vereinten Nationen, wo- 
nach die ständigen Mitglieder des Sicherheits- 
rates der Vereinten Nationen sowie die übrigen 
Mitgliedstaaten mit einem bedeutenden Militär- 
potential aufgefordert werden, ihre Militärhaus- 
halte um 10 Vo zu kürzen und einen Teil der so 
erzielten Einsparungen zur Unterstützung der 
Entwicklungsländer zur Verfügung zu stellen; 

4. fordert die Annahme von konkreten und von 
den beteiligten Parteien gemeinsam beschlosse- 
nen Maßnahmen zur Abschaffung von Militär- 
stützpunkten und zum Rückzug fremder Streit- 
kräfte vom Staatsgebiet anderer Staaten, zur 
allmählichen Verringerung der Zahl der natio- 
nalen Streitkräfte und zur Schaffung günstiger 
Voraussetzungen für den Abbau der Militär- 
blöcke; 

5. anerkennt die Bedeutung der Erklärung Latein- 
amerikas zur atomwaffenfreien Zone und die 
Bedeutung der Entschließung 2033 (XX) der 
UN- Vollversammlung betr. die Denuklearisie- 
rung Afrikas und unterstützt die Schaffung von 
weiteren atomwaffenfreien Zonen in anderen 
Gebieten der Welt mit festen Sicherheitsgaran- 
tien; 

und 

a) ersucht ferner die betroffenen Staaten, bin- 
dende Vereinbarungen zur Schaffung sol- 
cher Zonen in ihren jeweiligen Gebieten 
einzugehen; 

b) ersucht alle Staaten, die Atomwaffen besit- 
zen, die feierliche Verpflichtung abzugeben, 
gegen alle Staaten, die keine Atomwaffen 
besitzen, keine Atomwaffen einzusetzen oder 
ihren Einsatz anzudrohen; 


6. fordert die nationalen Gruppen auf, ihre Be- 
mühungen um den Abschluß eines Vertrags mit 
wirksamen Kontrollmaßnahmen zu verstärken, 
der die Entwicklung, Herstellung und Lagerung 
von chemischen Waffen insbesondere im Hin- 
blick auf das Risiko einer Verbreitung der 
binären Nervengase, die zur Zeit entwickelt 
werden, verbietet; 

7. äußert die Hoffnung, daß alle Staaten die von 
der Vollversammlung der Vereinten Nationen 
(Entschließung 2806 — XXVI) gebilligte Kon- 
vention über das Verbot der Entwicklung, Her- 
stellung und Lagerung von bakteriologischen 
(biologischen) und toxischen Waffen und über 
ihre Vernichtung zu ratifizieren, so daß diese 
Konvention in Kraft treten kann; 

8. fordert die Parlamente aller Länder auf, die 
Einberufung einer gut vorbereiteten Weltab- 
rüstungskonferenz zum frühestmöglichen Zeit- 
punkt zu unterstützen, die in der Lage ist, den 
Abrüstungsprozeß zu beschleunigen; 

9. äußert die Hoffnung, daß alle Parlamente die 
Regierungen ihrer jeweiligen Länder auffor- 
dern, konkrete Verhandlungen bei der Konfe- 
renz des Abrüstungsausschusses zu unterstüt- 
zen; 

10. hält es für dringend erforderlich, daß alle Staa- 
ten über die zur Zeit über die Abrüstung und 
entsprechende Maßnahmen geführten Verhand- 
lungen unterrichtet werden; 

11. appelliert an die nationalen Gruppen, das in 
ihrer Macht Stehende zu tun, um die der 
Menschheit unter Umständen drohende Gefahr 
in Form von möglichen neuen Waffen zu ver- 
ringern und um insbesondere wirksame Maß- 
nahmen zu ergreifen, um die Gefahren eines 
Rückgriffs auf solche Techniken zu beseitigen, 
die dazu bestimmt sind, die Umwelt und das 
Klima im Zusammenhang mit militärischen oder 
sonstigen mit der Erhaltung der internationalen 
Sicherheit, dem Wohlergeben und der Gesund- 
heit der Menschheit nicht zu vereinbarenden 
Zwecken zu beeinflussen; 

12. beschließt, bei ihrer Frühjahrstagung 1975 zu 
prüfen, welche Maßnahmen die Interparlamen- 
tarische Union im Hinblick auf eine aktive und 
fortgesetzte Unterstützung der Abrüstungsbe- 
mühungen weiterhin ergreifen kann; 

13. bittet diesbezüglich die nationalen Gruppen der 
Interparlamentarischen Union, ihre Meinungen 
und Vorschläge zu diesem Thema dem General- 
sekretär der Union bis spätestens 31. Januar 
vorzulegen. 
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li. Die Lage im Nahen Osten 


Die 61. Interparlamentarische Konferenz 

verweist auf die von der 59. und 60. Interparlamen- 
tarischen Konferenz angenommenen Entschließun- 
gen sowie auf den Beschluß des Interparlamentari- 
schen Rates bei seiner 113. Sitzung betreffend die 
Lage im Nahen Osten; 

ist der Auffassung, daß die zwischen Ägypten und 
Israel einerseits und zwischen Syrien und Israel an- 
dererseits getroffenen Waffenstillstandsvereinbarun- 
gen über eine Truppenentflechtung nur eine teil- 
weise und vorläufige Voraussetzung für die Lö- 
sung der Nahostfrage sind, und ist zutiefst beun- 
ruhigt über die anhaltende politische Spannung im 
Nahen Osten und über die allgegenwärtige Gefahr 
einer Wiederaufnahme der Feindseligkeiten in die- 
sem Gebiet, solange noch keine gerechte und dauer- 
hafte Lösung gefunden worden ist; 

bekräftigt die Anerkennung der unveräußerlichen 
nationalen Rechte des palästinensischen Volkes; 

anerkennt das Recht aller Völker des Nahen Ostens 
auf ein Leben in Frieden und Sicherheit; 

ist sich der bedeutenden Rolle bewußt, die die Par- 
lamente in aller Welt bei der Suche nach einer 
raschen und gerechten Lösung des nahostproblems 
spielen können; 

1 . ersucht alle beteiligten Parteien, sobald wie mög- 
lich alle Bestimmungen der Entschließungen 338 
und 242 des Sicherheitsrates der Vereinten Na- 
tionen zu erfüllen, in denen: 

a) der Rückzug der israelischen Streitkräfte aus 
allen seit 1967 besetzten Gebieten; 

b) die Aufgabe aller Forderungen nach Krieg 
oder die Beendigung des Kriegszustandes 


und die Achtung und Anerkennung der 
Souveränität, der territorialen Unverletzbar- 
keit und der politischen Unabhängigkeit jedes 
Staates in diesem Gebiet sowie seines Rechts 
auf ein Leben in Frieden inmitten sicherer 
und anerkannter Grenzen und geschützt vor 
der Androhung oder Anwendung von Gewalt; 

c) die Eröffnung von Verhandlungen zwischen 
den betroffenen Parteien unter der Schirm- 
herrschaft eines geeigneten Gremiums mit 
dem Ziel der Herstellung eines gerechten 
und dauerhaften Friedens im Nahen Osten 

gefordert werden; 

2. bekräftigt die rechtmäßigen nationalen Rechte 
des palästinensischen Volkes und wünscht, daß 
die Autorität der geeigneten repräsentativen 
Organisationen dieses Volkes anerkannt wird; 

3. ersucht die Parlamente in aller Welt, ihre jewei- 
ligen Regierungen aufzufordern, die Entschlie- 
ßungen des Sicherheitsrates sowie die oben- 
genannten Bestimmungen zu unterstützen; 

4. hält es für erforderlich, daß die beteiligten Re- 
gierungen ihre bei der Genfer Friedenskonferenz 
entfaltenen Bemühungen mit dem Ziel der Ver- 
wirklichung einer gerechten und dauerhaften 
Lösung der Nahostfrage fortsetzen, und bittet sie, 
auf diesem Wege fortzufahren; 

5. fordert die israelischen Behörden auf, im Ein- 
klang mit den entsprechenden Entschließungen 
der Vereinten Nationen allen Maßnahmen oder 
Handlungen ein Ende zu setzen, die darauf ab- 
zielen, den Status, den Jerusalem vor 1967 hatte, 
zu verändern. 
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ili. Einmischung von Regierungsdienststellen sowie von multinationalen Gesellschaften in die 
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Angelegenheiten anderer Länder 


Die 61. Interparlamentarische Konferenz 

betont die Universalität der Grundsätze der Selbst- 
bestimmung und des Nichteingreifens eines Landes 
in die inneren Angelegenheiten anderer Länder, die 
in der Erklärung der Vollversammlung der Ver- 
einten Nationen zu den Grundsätzen des Völker- 
rechts hinsichtlich der gutnachbarlichen Beziehun- 
gen und der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit 
im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen 
verkündet und vom Interparlamentarischen Rat bei 
seiner 113. Sitzung in Ziffer 1 Abs. h) der Entschlie- 
ßung betreffend die „Förderung der Grundsätze zur 
Regelung der internationalen Beziehungen insbeson- 
dere zwischen Staaten mit unterschiedlichen sozia- 
len Systemen'' gebilligt wurden; 

bedauert, daß staatliche Institutionen, Regierungs- 
dienststellen und multinationale Gesellschaften Tä- 
tigkeiten ausüben, die das interne, politische und 
wirtschaftliche Leben anderer Länder berühren; 

bekräftigt die Notwendigkeit der Achtung der Sou- 
veränität und Unabhängigkeit der Staaten, die die 


Grundlage einer internationalen friedlichen und 
rechtlichen Ordnung ist; 

ist davon überzeugt, daß jeder Staat das unver- 
äußerliche Recht hat, sein politisches, wirtschaft- 
liches und soziales System ohne Einmischung irgend- 
welcher Art von seiten eines anderen Staates zu 
wählen; 

wünscht, daß die Verstärkung der Zusammenarbeit 
auf der Grundlage der friedlichen Koexistenz erfolgt 
und begrüßt die Initiative der Vereinten Nationen 
im Hinblick darauf, daß die Tätigkeit von multi- 
nationalen Gesellschaften zum Wohle der Länder 
erfolgen, in denen sie Niederlassungen haben, und 
im Einklang mit den internen Gesetzen dieser Staa- 
ten stehen soll; 

verurteilt jede Einmischung staatlicher Institutio- 
nen, von Regierungsdienststellen sowie von multi- 
nationalen Gesellschaften irgendeines Landes in die 
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Angele- 
genheiten anderer Länder. 
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IV. Das Problem der Folter in der Welt 


Die 61. Interparlamentarische Konferenz 

verweist auf Artikel 5 der Allgemeinen Menschen- 
rechtserklärung, in dem es heißt: „Niemand darf der 
Folter oder grausamer, unmenschlicher oder demü- 
tigender Behandlung oder Bestrafung ausgesetzt 
werden" ; 

stellt fest, daß ungeachtet Artikel 5 die Folter in 
aller Welt weit verbreitet ist; 

bedauert, daß in dem gleichen Maße, in dem die 
Folterungsmethoden immer perfektionierter werden, 
die öffentliche Meinung sich immer weniger der 
Drohung bewußt wird, die die Folter für die Mensch- 
heit darstellt; 

verweist darauf, daß die Welt Zeuge einer Ver- 
feinerung früherer Folterungsmethoden war und der 
zunehmenden Anwendung psychologischer und 
chemischer Methoden der Folterung, Einschüchte- 
rung und Peinigung zugesehen hat; 

verweist darauf, daß Kolonialismus und Apartheid 
Formen einer ebenso unmenschlichen wie demüti- 
genden moralischen Folter sind, die es in allen Er- 
scheinungsformen zu bekämpfen gilt; 

bekundet ihre Entschlossenheit, diesem Zustand ein 
Ende zu setzen, 

1. ersucht die Regierungen, die Tätigkeit solcher 
Gremien zu fördern und zu unterstützen, die sich 
bemühen, die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit 
auf die Gefahren der Folter und die Mittel zu 
ihrer Bekämpfung zu lenken; 

2. ersucht die Parlamente aller Staaten: 

a) eine ständige Kontrolle über die Tätigkeiten 
der Exekutive auszuüben, systematisch auf 
alle Mißbräuche hinzuweisen und die zustän- 
Stellen zu veranlassen, diese zu unter- 


menschlichen oder demütigenden Bestrafung 
und Behandlung ein Ende gesetzt wird und 
damit sie, falls sie das noch nicht getan ha- 
ben, die von den Vereinten Nationen 1966 
gebilligte internationale Konvention über 
bürgerliche und politische Rechte und das 
dazugehörige Fakultativprotokoll ratifizieren 
oder ihm beitreten und damit sie insbeson- 
dere den Vereinten Nationen in Anwendung 
von Entschließung Nr. 7 (XXVII) ihres Unter- 
ausschusses für die Verhütung von Diskrimi- 
nierung und zum Schutz von Minderheiten 
nachgewiesene Fälle zur Kenntnis bringen; 

d) ihre Regierungen aufzufordern, die inter- 
nationale Konvention über die Abschaffung 
und Bestrafung des Verbrechens der Apart- 
heit, die internationale Konvention über die 
Beseitigung aller Formen der Rassendiskri- 
minierung und sonstige Verträge mit ähn- 
licher Zielsetzung zu ratifizieren und anzu- 
wenden, falls sie das noch nicht getan haben, 
und so dazu beizutragen, dieser Art von psy- 
chologischer Folter, die die ihr ausgesetzten 
Völker zu erdulden haben, ein Ende zu setzen; 

e) eindringlich auf Brutalität, Mißhandlungen 
und Folterungen in den noch unter Fremd- 
herrschaft stehenden Ländern hinzuweisen 
und die betreffenden Regierungen zu veran- 
lassen, die erforderlichen Maßnahmen zur 
Beendigung dieses Zustandes zu ergreifen; 

3. a) ersucht die nationalen Gruppen der Inter- 
parlamentarischen Union, über die in Anwen- 
dung von Absatz 2 b) ergriffenen Maßnahmen 
und insbesondere über die Initiative hin- 
sichtlich der Schaffung eines von der Exeku- 
tive unabhängigen Überwachungssystem zu 
berichten; 


binden; 

b) die bestehenden Gesetzesvorschriften durch 
unerläßliche Verbesserungen, insbesondere 
durch die Schaffung eines von der Exekutive 
unabhängigen Überwachungssystems in je- 
dem Land zu ergänzen, das eingreift, sobald 
es von Verletzungen der Menschenwürde 
Kenntnis erhält; 

c) an ihre Regierungen zu appellieren, daß sie 
auf nationaler wie internationaler Ebene und 
insbesondere im Rahmen der Vereinten Na- 
tionen die erforderlichen Maßnahmen ergrei- 
fen, damit der Folter, der grausamen, un- 


b) ersucht den Ausschuß für Parlaments- und 
Rechtsfragen und für Menschenrechte, unter 
Berücksichtigung der von den Regierungen 
ergriffenen Maßnahmen zu prüfen, auf welche 
Weise die Union die Anwendung dieser Maß- 
nahmen am besten unterstützen kann, und 
damit zu untersuchen, welche Rolle sie bei 
der Verhütung von grausamer, unmensch- 
licher oder erniedrigender Behandlung und 
Bestrafung spielen kann, und zwar insbeson- 
dere die Möglichkeit der Einrichtung eines 
Verfahrens im Rahmen der Union zur Prüfung 
und Behandlung von Mitteilungen betreffend 
die Menschenrechte. 
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V. Wiederherstellung der repräsentativen Institutionen, der verfassungsmäßigen Rechte und 
Freiheiten im Hinblick auf die Freilassung von Parlamentariern und sonstigen politischen 
Gefangenen in Chile 


Die 61. Interparlamentarische Konferenz 

bekennt sich zu den Zielen und Grundsätzen der 
Interparlamentarischen Union; 

ist zutiefst besorgt über den Sturz der ordnungs- 
gemäß gebildeten verfassungsmäßigen Regierung in 
Chile durch die Streitkräfte; 

ist beunruhigt über die am 11. September 1973 er- 
folgte Abschaffung der Bürgerrechte und -freiheiten, 
die in offenem Widerspruch zu den Normen und 
Grundsätzen der Allgemeinen Menschenrechtserklä- 
rung und der von der Republik Chile 1972 ratifizier- 
ten internationalen Konvention über bürgerliche 
und politische Rechte steht; 

spricht dem für seine demokratischen Rechte und 
Freiheiten tapfer kämpfenden chilenischen Volk 
ihre Hochachtung aus; 

bedauert, daß die Militärjunta im Anschluß an die 
von ihrem Beauftragten ordnungsgemäß geführten 
Verhandlungen einer von der Interparlamentari- 
schen Union benannten Mission die Erlaubnis, sich 
nach Chile zu begeben, um dort festzustellen, unter 
welchen Bedingungen verhaftete Parlamentarier 
festgehalten werden, verweigert hat; 

bestätigt den Beschluß des Interparlamentarischen 
Rates vom 25. Oktober 1973; 

1. fordert die unverzügliche Freilassung der Parla- 
mentarier und sonstiger um ihrer Einstellung 
willen festgehaltener chilenischer Bürger; 

2. fordert die Wiederherstellung der Verfassung 
und der daraus hergeleiteten Rechte und Frei- 
heiten in Übereinstimmung mit dem freien Wil- 
len des großen chilenischen Volkes ohne frem- 
des Eingreifen irgendeiner Art oder in irgend- 
einem Umfang; 

3. beschließt: 

a) bis zur Konferenz von London (September 
1975) eine vom Exekutivkomitee benannte 


und aus fünf Mitgliedern bestehende Ad-hoc- 
Kommission zu bilden mit der Aufgabe, mit 
allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln 
Informationen über die derzeitige Lage in 
Chile zusammenzustellen. Um diese Infor- 
mationen soll bei autorisierten Quellen — ord- 
nungsgemäß anerkannte internationale Orga- 
nisationen, die Vertreter in das Land ge- 
schickt haben, schriftliche und mündliche 
Erklärungen ehemaliger chilenischer Parla- 
mentarier, nationale Gruppen der Interparla- 
mentarischen Union — nachgesucht werden. 
Zwei Mitglieder dieser Ad-hoc-Kommission 
sollen sich sobald wie möglich nach Chile 
begeben, um dort festzustellen, unter welchen 
Bedingungen die verhafteten Parlamentarier 
festgehalten werden; 

b) daß die gesammelten Informationen an den 
Interparlamentarischen Rat geschickt werden, 
der eine Entscheidung über ihre offizielle 
Übermittlung an alle Parlamente und Regie- 
rungen trifft, um sie über die derzeit in Chile 
herrschenden Bedingungen zu informieren 
und um von ihnen die gesamte erforderliche 
moralische Unterstützung zu erhalten, damit 
diese Bedingungen sobald wie möglich ge- 
ändert werden können; der Rat faßt ferner 
alle erforderlichen weiteren Beschlüsse-, 

4. bittet die interparlamentarischen Gruppen aller 
Länder, Anstrengungen zu unternehmen, um 
sicherzustellen, daß der Militärjunta keine mili- 
tärische oder wirtschaftliche Hilfe oder mate- 
rielle und moralische Unterstützung zuteil wird, 
und über ihre Initiativen der Interparlamenta- 
rischen Union zu berichten; 

5. appelliert an die interparlamentarischen Gruppen 
aller Länder, diese Entschließung ihren Parla- 
menten zur Kenntnis zu bringen und zu ihrer 
Anwendung beizutragen. 
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VI. Die Energiekrise 

Die 61. Interparlamentarische Konferenz 

unterstreicht die weltweite Bedeutung der Energie- 
krise in einer interdependenten Welt und ist der 
Auffassung, daß hier im Interesse aller Länder, der 
Erzeugerstaaten wie der Entwicklungsländer vor- 
dringlich Abhilfe geschaffen werden muß; 

erinnert erneut an ihr Bestreben, auf allen Gebieten 
eine fruchtbare internationale Zusammenarbeit zu- 
stande zu bringen, bei der die legitimen Interessen 
der einzelnen beteiligten Parteien auf gleichberech- 
tigter Basis berücksichtigt werden; 

anerkennt 

— das souveräne Recht der Nationen, über ihre 
nationalen Hilfsquellen zu bestimmen, ein- 
schließlich des Rechts, Verstaatlichungen vorzu- 
nehmen; 

— das Recht aller Länder, innerhalb der Grenzen 
ihres Staatsgebietes die Tätigkeit der multi- 
nationalen Gesellschaften zu kontrollieren und 
dabei ohne fremdes Eingreifen die Maßnahmen 
zu treffen, die ihrer Volkswirtschaft förderlich 
sind; 

hält es für unerläßlich, ein gerechtes Verhältnis zwi- 
schen dem Preis der von den Entwicklungsländern 
ausgeführten Rohstoffe und Halbfertigerzeugnisse 
und dem Preis der von ihnen eingeführten Roh- 
stoffe, Investitionsgüter und sonstigen Waren herzu- 
stellen, um die Austauschrelationen, die sich fort- 
während zu ihrem Nachteil verschlechtern, zu ver- 
bessern; 

begrüßt die Schaffung eines Sonderfonds der Ver- 
einten Nationen zur Unterstützung der erdöleinfüh- 
renden Entwicklungsländer; 

1. fordert nachdrücklich, unter Berücksichtigung 
der 6. außerordentlichen Sitzungsperiode der 
Vereinten Nationen, internationale Konsultatio- 
nen über Energie und Rohstoffe sowie die Ein- 
berufung einer Weltenergiekonferenz unter der 
Schirmherrschaft der Vereinten Nationen mit 
dem Zweck, die Ziele und Mittel einer Energie- 
politik für die kommenden Jahrzehnte heraus- 
zuarbeiten; 

2. ist der Auffassung, daß diese Politik insbeson- 
dere abzielen sollte auf 

— die beschleunigte Verbreitung der einzelnen 
Verfahren und Methoden zur Energieerhal- 
tung sowie auf die Beschleunigung der For- 
schungsprogramme zur Entwicklung neuer 
Energiequellen ; 

— die Bildung von Reserve Vorräten; 

— die Untersuchung von solchen Verfahren der 
Rohölnutzung, bei denen so lange wie mög- 
lich und für die größtmögliche Anzahl von 
Menschen die besten Ergebnisse erzielt wer- 
den; 


— die rationellste Nutzung des Erdöls und son- 
stiger Kohlenwasserstoffe; 

— die weitestgehende Verwendung des Erdöls 
und sonstiger Kohlenwasserstoffe zu petro- 
chemischen Zwecken-, 

— die Durchführung von Investitionsplänen auf 
dem Energie- und Rohstof fsektor; 

— die geeigneten Mittel zur Sicherstellung eines 
ausgewogenen Wachstums für die Gesamtheit 
aller Nationen mittels einer Zusammenarbeit 
zwischen Erzeuger- und Verbraucherländern, 
einer gerechten Aufteilung der Entwicklung 
und einer Verstärkung aller Formen der Hilfe 
für die Entwicklungsländer insbesondere in 
den Bereichen der Infrastruktur, der Investi- 
tion und der Technologie; 

— die Notwendigkeit, die möglicherweise nach- 
teiligen Auswirkungen auf die Umwelt bei 
der Nutzung zahlreicher Energiequellen zu 
vermeiden; 

— die Schaffung von neuen Kernkraftwerken 
erst nach vorheriger Anwendung aller Sicher- 
heitsmaßnahmen, die die moderne Technolo- 
gie zum Schutze der menschlichen Umwelt 
vor den schwerwiegenden Gefahren in Zu- 
sammenhang mit radioaktiven Abfallproduk- 
ten bereitstellt, wobei solche Vorsichtsmaß- 
nahmen auch auf die bereits in Betrieb be- 
findlichen Kernkraftwerke ausgedehnt wer- 
den; 

3. ersucht alle Regierungen und insbesondere die 
der Industrienationen und der Erdölförderländer, 
dem von den Vereinten Nationen zur Unter- 
stützung der Entwicklungsländer, in denen Ver- 
sorgungsschwierigkeiten bei Erdöl und Nah- 
rungsmittel besonders spürbar werden — wobei 
die Situation der Länder ohne Zugang zum Meer 
besonders berücksichtigt werden sollte — , ein- 
gerichteten Sonderfonds die größtmögliche finan- 
zielle Unterstützung zuteil werden zu lassen; 

4. lädt alle Regierungen und Parlamente ein, im 
Rahmen einer Reform des Weltwährungssystems 
und der Umgestaltung der internationalen 
Finanz- und Währungsorganisationen die effek- 
tive Rolle der Entwicklungsländer bei der Erar- 
beitung der Politik dieser Institutionen und bei 
der Gewährung von Sonderziehungsrechten und 
zusätzlicher finanzieller Mittel zu verstärken; 

5. lädt alle Regierungen und Parlamente ein, das in 
ihrer Macht Stehende zu tun, um die von der 
Vollversammlung der Vereinten Nationen bei 
ihrer 6. außerordentlichen Sitzungsperiode am 
1. Mai 1974 verabschiedete Erklärung über die 
Herstellung einer neuen internationalen Wirt- 
schaftsordnung zur Anwendung zu bringen. 
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VII. Bevölkerungstendenzen und wirtschaftliche und soziale Entwicklung 


Die 61. Interparlamentarische Konferenz 

stellt fest, daß die Weltbevölkerung zur Zeit mehr 
als 3,8 Mrd. Menschen beträgt und daß diese Be- 
völkerung bei der derzeitigen Wachstumsrate von 
etwa 2 Vo bis zum Jahre 2000 auf eine Zahl von 
etwa 6 Mrd. 500 Millionen Menschen angewachsen 
sein wird? 

sieht den engen Zusammenhang zwischen Bevölke- 
rung und wirtschaftlicher und sozialer Entwicklung 
insbesondere im Bereich der Hilfsquellen, der Nah- 
rungsmittel, der Umwelt, der Wohnmöglichkeiten, 
des Gesundheitswesens und der Ausbildung und Be- 
schäftigung; 

ist davon überzeugt, daß die Lösung des Weltbe- 
völkerungsproblems von den Ergebnissen im Kampf 
gegen Unterentwicklung und von der Verbesserung 
der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse ab- 
hängt; 

unterstreicht, daß die demographischen Tendenzen 
in der Welt infolge der zunehmenden Wechsel- 
beziehungen zwischen Industrienationen und Ent- 
wicklungsländern schwerwiegende Auswirkungen 
auf die Lebensqualität in allen Ländern der Welt 
haben werden; 

erkennt an, daß die wirtschaftliche und soziale Ent- 
wicklung und die Familienplanung Fragen sind, die, 
weil sie das gesamte Familienleben sowie die Stel- 
lung der Frau als Mutter und Ehefrau tiefgreifend 
beeinflussen, nicht ohne aktive Beteiligung der 
Frauen an allen Lebensbereichen, insbesondere mit- 
tels gleicher Zugangsmöglichkeiten zur Ausbildung 
und zur Teilnahme am sozialen, wirtschaftlichen, 
kulturellen und politischen Leben, gelöst werden 
können; 

unterstreicht, daß das vorrangige Ziel des Welt- 
bevölkerungsaktionsplans darin besteht, die einzel- 
nen Länder zunehmend in die Lage zu versetzen, 
ihre nationalen und regionalen bevölkerungspoli- 
tischen Probleme wirksam zu lösen und auf inter- 
nationaler Ebene durch die Erweiterung der inter- 
nationalen Forschungstätigkeit, des Informations- 
austausches und der Bereitstellung von Informatio- 
nen auf Anfrage dafür zu sorgen, daß ihre Bedürf- 
nisse besser befriedigt werden; 

verweist auf die von der 54. Interparlamentarischen 
Konferenz angenommene Entschließung, in der sie 
die Vereinten Nationen zur Veranstaltung der Welt- 
bevölkerungskonferenz im September 1965 in Bel- 
grad (Jugoslawien) beglückwünschte; 

begrüßt die Einberufung der Welternährungskonfe- 
renz im November 1974 nach Rom, deren Ziel es ist, 
das Welternährungsproblem im umfassenderen Rah- 
men der Entwicklung zu lösen; 

1. unterstützt die Initiative der Vereinten Nationen, 
die das Jahr 1974 zum Weltbevölkerungsjahr 
erklärt und im August 1974 die Weltbevölke- 
rungskonferenz nach Bukarest (Rumänien) ein- 
berufen haben, und beglückwünscht sie dazu, 
ein besseres Verständnis für die demographi- 


schen Tendenzen und ihre Wechselbeziehungen 
zu den wirtschaftlichen, sozialen, politischen und 
ökologischen Aspekten der Gesellschaft geschaf- 
fen zu haben; 

2. empfiehlt, vorwiegend solche demographischen 
Forschungen zu betreiben und für die entspre- 
chenden Dienste zu sorgen, die der Ergänzung 
von Volkszählungen dienen und über Bevölke- 
rungsverteilung und -bewegungen Aufschluß ge- 
ben, damit die Regierungen aufgrund dieser 
Daten wirksame Entwicklungsprogramme aus- 
arbeiten können; 

3. empfiehlt, daß die Industrienationen und andere 
Länder, die zu Hilfeleistungen in der Lage sind, 
sowie die internationalen Organisationen den 
Akzent auf umfassende Programme der Entwick- 
lungshilfe legen, bei denen internationale Investi- 
tionen, die Ausweitung des Handels und der 
Präferenzen, Abkommen zum Ausgleich von 
Preisschwankungen für Rohstoffe und Fertig- 
waren, Unterstützung in Form von Darlehen, 
Subventionen und technischer Zusammenarbeit 
sowie Milderung der Verschuldung der Entwick- 
lungsländer vorgesehen sind, wobei selbstver- 
ständlich jede Einmischung multinationaler Ge- 
sellschaften in die politischen und sozialen An- 
gelegenheiten des Landes, in dem die Investi- 
tionen getätigt werden, vermieden werden muß; 

4. unterstützt alle Bemühungen zur Integration der 
bevölkerungspolitischen Programme einschließ- 
lich der Programme zur Familienplanung im Rah- 
men umfassender weltweiter Programme zur 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung, emp- 
fiehlt, daß die internationalen Organisationen, 
die sich mit bevölkerungspolitischen Fragen be- 
fassen, und insbesondere der Bevölkerungsfonds 
der Vereinten Nationen, ihre Bemühungen fort- 
setzen, und bittet nachdrücklich die Industrie- 
nationen, die zu Hilfeleistungen in der Lage 
sind, ihre Beiträge zu diesen Organisationen zu 
erhöhen; 

5. unterstützt die Welternährungskonferenz und er- 
sucht nachdrücklich die Parlamente: 

a) vordringlich Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Agrarproduktion ihrer jeweiligen Länder zu 
erhöhen und um im Rahmen ihrer Möglichkei- 
ten der Bevölkerung anderer Länder dabei zu 
helfen, die Schwierigkeiten infolge unzurei- 
chender Nahrungsmittel zu überwinden; 

b) aktiv die Koordinierung der Bemühungen in 
Richtung auf eine gesicherte Nahrungsmittel- 
versorgung der Welt zu unterstützen, um ge- 
gen die Auswirkungen ungünstiger klima- 
tischer Bedingungen, gegen die Hungersnöte 
und die kommenden Verknappungen zu 
kämpfen; 

6. ersucht nachdrücklich alle Regierungen und Par- 
lamente, die in dieser Entschließung enthaltenen 
Grundsätze und Empfehlungen zu fördern. 
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VIII. Erziehung der Jugend In einem Geisf der internationalen Verständigung, der Zusammenarbeit 
und des Friedens 


Die 61. Interparlamentarische Konferenz 

verweist auf die von der Interparlamentarischen 
Union, den Vereinten Nationen, der Unesco und 
anderen internationalen Organisationen bereits ge- 
leistete Arbeit zur Förderung der internationalen 
Verständigung, der Zusammenarbeit und des Frie- 
dens durch eine Erziehung der Jugend in diesem 
Geist; 

ist der Auffassung, daß die junge Generation für 
die Verbesserung und Weiterentwicklung der Ten- 
denz zur Entspannung, zur verstärkten Zusammen- 
arbeit und zur Erhaltung des Friedens in der Welt 
beitragen kann und muß, wobei ein solcher Beitrag 
Bestandteil ihrer aktiven und direkten Beteiligung 
an der nationalen und internationalen Entwicklung 
einschließlich des Entscheidungsprozesses ist; 

ist zutiefst davon überzeugt, daß der Aufbau einer 
friedlichen Welt für die Zukunft eine Aufgabe ist, 
die nicht ohne die Erziehung der Jugend in einer 
Gesinnung erfolgen kann, die auf die Förderung 
der zwischenstaatlichen Beziehungen entsprechend 
den Grundsätzen des Verzichts auf den Krieg, die 
Anwendung oder Androhung von Gewalt als Mittel 
zur Lösung von Streitigkeiten zwischen Staaten, der 
Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten 
anderer Staaten, der Achtung der Souveränität, der 
Gleichberechtigung und der territorialen Integrität 
aller Länder ausgerichtet ist; 

ist sich dessen bewußt, daß die junge Generation 
moralisch nicht nur berechtigt ist, sich engagiert 
mit den Gegebenheiten der heutigen Welt ausein- 
anderzusetzen, sondern auch dazu verpflichtet ist 
und die Möglichkeiten haben sollte, bewußt, aktiv 
und schöpferisch zur Verwirklichung der oben- 
genannten Grundsätze beizutragen; 

unterstreicht, daß die derzeitigen Probleme im Zu- 
sammenhang mit der Erziehung der Jugend nicht 
isoliert werden können, sondern im Rahmen der 
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Entwick- 
lung jedes Landes und unter Berücksichtigung der 
sozialen Bedingungen, unter denen die jungen 
Menschen leben, herangebildet werden und arbei- 
ten, gesehen werden müssen; 

erkennt die Bedeutung des Zusammenspiels zwi- 
schen den von den jungen Leuten auf nationaler 
wie internationaler Ebene ausgeführten Aktionen 
und erkennt, daß letztere Aktionen wesentlich zur 
Förderung der Annäherung zwischen Jugendlichen 
aus verschiedenen Ländern wie auch zur Hebung 
ihres Ausbildungsstandes beitragen; 

verurteilt jede Form der Diskriminierung insbeson- 
dere auf dem Gebiet der Erziehung und Ausbildung; 
unterstreicht, daß die internationale Erziehung und 
Ausbildung von engen nationalen Interessen und 
Propaganda freigehalten werden muß; 


ist der Auffassung, daß das dauerhafte Interesse 
der Interparlamentarischen Union an der Frage der 
Erziehung und des Austausches auf der Überzeu- 
gung gründet, daß die Vertiefung der Kenntnisse 
und des Verständnisses des Menschen für die Ent- 
faltung der internationalen Verständigung unerläß- 
lich ist; 

verweist darauf, daß diese Ziele nicht nur Aufgabe 
von Regierungen und ihren Sachverständigen sind, 
sondern ebenfalls zum Auftrag der Parlamentarier 
auf nationaler wie internationaler Ebene gehören; 

1. unterstützt vorbehaltlos die Grundsätze und 
Ziele wie sie enthalten sind in der Erklärung 
der Vollversammlung der Vereinten Nationen 
von 1965 betreffend die Förderung der Ideale 
des Friedens, der gegenseitigen Achtung und 
der Verständigung unter den Völkern bei den 
jungen Menschen sowie in den später von den 
Vereinten Nationen angenommenen internatio- 
nalen Übereinkommen, deren Anwendung welt- 
weite Bedeutung zukommt; 

2. empfiehlt, daß über die UNO und die Unesco 
die Texte über die grundlegenden Rechte und 
Pflichten der Jugend in einem einzigen Doku- 
ment in Form einer „Weltcharta" zusammenge- 
faßt werden und daß die bereits bestehenden 
Bindungen und Gremien weiterentwickelt wer- 
den; 

3. lädt alle nationalen Gruppen ein, mit all ihnen 
zur Verfügung stehenden Mitteln bei der Ju- 
gend das Bewußtsein für die Notwendigkeit zu 
wecken, bewußt und schöpferisch an der För- 
derung einer wirklichen friedlichen und von 
der Achtung vor allen Ländern getragenen 
Zusammenarbeit mitzuwirken; 

4. empfiehlt, im den Erziehungsprozeß bereits 
heute eine größtmögliche Unterrichtung über 
die Rolle und die Tätigkeit der Vereinten Na- 
tionen und ihrer Sonderorganisationen mitein- 
zubeziehen; 

5. empfiehlt den Parlamenten, energische Maß- 
nahmen gegen jegliche Propaganda für Kriegs- 
kult, Gewalt und Rassenfeindschaft in Presse, 
Kino, Rundfunk und Fernsehen zu ergreifen; 

6. fordert alle nationalen Gruppen auf, auf ihre 
politischen, sozialen und staatlichen Stellen ein- 
zuwirken mit dem Ziel, das Verantwortungs- 
bewußtsein zu stärken und die Tätigkeit aller 
Erziehungseinrichtungen, der Familie und der 
Gesellschaft insgesamt anzuregen, um die junge 
Generation für ein Leben und eine Arbeit in 
Frieden, im Geist der internationalen Zusam- 
menarbeit und der gegenseitigen Verständigung 
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zv/ischen den Völkern zu erzielen und vorzu- 
bereiten; 

7. äußert die Überzeugung, daß es der Wille der 
jungen Leute aus den einzelnen Ländern ist, 
einander besser kennenzulernen und mitein- 
ander Freundschaft zu schließen und empfiehlt 
demzufolge die Erweiterung aller Formen des 
Austauschs, der Kontakte, der Stipendien, der 
Begegnungen, der Reisen, des Zivildienstes im 
Rahmen bilateraler, multilateraler und regio- 
naler Abkommen sowie eine bessere Unter- 
richtung der jungen Leute über derartige Mög- 
lichkeiten; 

8. unterstützt die Aktionen der Parlamente und 
Regierungen, der Vereinten Nationen, der 
Unesco und anderer Sonderinstitutionen mit 
dem Ziel, die Kommunikationskanäle zur Ju- 
gend zu nutzen und auszubauen, wobei auch 
die Veranstaltung von internationalen Begeg- 
nungen über wichtige für die junge Generation 
interessante Themen sowie andere Aktionen mit 
direkter Beteiligung der jungen Leute mitein- 
bezogen sind-, 

9. ersucht alle nationalen Gruppen, ihren Einfluß 
bei ihren jeweiligen Regierungen und in Frage 
kommenden Privatorganisationen geltend zu 
machen, damit diese darauf hinwirken, daß die 
Universität der Vereinten Nationen einen Bei- 
trag zur Erziehung der Jugend zur internatio- 
nalen Verständigung leistet und sich dank der 
internationalen Zusammenarbeit beständig er- 
weitert; 

10. ersucht die Parlamente aller Länder, geeignete 
Maßnahmen zu ergreifen um: 

a) der Jugend über den Erziehungsprozeß die 
Möglichkeit zu geben, die Sprache, die Ge- 
schichte, das Leben und die Kulturen ande- 
rer Völker kennenzulemen, wodurch die 
Grundlagen für eine bessere Verständigung 


und eine Annäherung unter den Völkern 
gelegt werden; 

b) die internationale Zusammenarbeit unter den 
Universitäten, die Veranstaltung und Einbe- 
rufung von internationalen Seminaren, Dis- 
kussionskreisen und Konferenzen zu unter- 
stützen; 

c) den Besuch ausländischer Studenten an 
öffentlichen nationalen Schulen und Univer- 
sitäten durch Erleichterung der Zulassungs- 
bedingungen, durch Einrichtung besonderer 
Vorbereitungskurse in Sprache und Ge- 
schichte des Gastgeberlandes und durch Ab- 
kommen mit anderen Ländern zur Anerken- 
nung von Diplomen aller Art zu verein- 
fachen; 

d) einen Rechtsrahmen wie auch das erforder- 
liche soziale Klima zu schaffen, um gleiche 
Ausbildungschancen für alle zu gewähr- 
leisten; 

e) sicherzustellen, daß auch den Jugendlichen, 
die nicht die Möglichkeit haben, regelmäßig 
am offiziellen Schulunterricht teilzunehmen, 
des öfteren Gelegenheit gegeben wird, Ge- 
sprächs- und Diskussionskreise zu besuchen 
oder sich an einem (von den Verbänden 
oder anderen die Jugend vertretenden Grup- 
pen geförderten) internationalen Austausch 
zu beteiligen, um ihr Weltverständnis zu 
verbessern; 

f) vorrangig sicherzustellen, daß die nationa- 
len Parlamente und die Interparlamenta- 
rische Union bei künftigen Analysen der 
Rolle und der Stellung der jungen Genera- 
tion in der Welt von heute einer Beteiligung 
der Jugend an der Förderung des Friedens, 
der internationalen Sicherheit und der Ver- 
ständigung, der gegenseitigen Achtung und 
der Zusammenarbeit unter den Völkern vor- 
rangig ihre Aufmerksamkeit widmen. 
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IX. Studium der Prinzipien und Maßnahmen zur Verhinderung und Beseitigung alier Formen der 
Rassendiskriminierung, insbesondere der Apartheid 


Die 61. Interparlamentarische Konferenz 

verweist auf die in der Charta der Vereinten 
Nationen und in der Erklärung von 1960 über die 
Gewährung der Unabhängigkeit an Kolonialstaaten 
und -Völker anerkannte Notwendigkeit einer bal- 
destmöglichen Abschaffung aller Formen des Kolo- 
nialismus, des Rassismus und der Rassendiskrimi- 
nierung; 

ist davon überzeugt, daß die Apartheid eine der 
barbarischsten Formen des Rassismus sowie ein Ver- 
brechen gegen die Menschlichkeit ist und eine ernst- 
hafte Gefahr für den Frieden und die internationale 
Sicherheit darstellt; 

verurteilt die Fortsetzung der Politik des Kolo- 
nialismus, der Rassendiskriminierung und der Apart- 
heid in der Südafrikanischen Republik, in Süd- 
Rhodesien, sowie die illegale Besetzung Namibias 
durch die Südafrikanische Republik; 

verweist auf die beständige Weigerung der rassisti- 
schen Regime, die zahlreichen Entschließungen der 
Vereinten Nationen zu beachten, die Rassendiskri- 
minierung und Apartheid aufzugeben und es der 
einheimischen Bevölkerung zu ermöglichen, ihr 
Recht auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit 
auszuüben; 

stellt mit Genugtuung fest, daß die portugiesische 
Regierung gegenüber ihren Kolonialgebieten eine 
neue Politik verfolgt und insbesondere den Grund- 
satz der Selbstbestimmung akzeptiert hat; 

äußert den aufrichtigen Wunsch, daß der von Portu- 
gal eingeleitete Entkolonialisierungsprozeß fortge- 
setzt wird; 

ist davon überzeugt, daß dazu eine friedliche und 
demokratische Entwicklung in Portugal erforderlich 
ist; 

stellt fest, daß das Ziel der Rassendiskriminierung 
und der Apartheid die Herrschaft über andere Na- 
tionen und deren Hoheitsgebiete ist, und daß sie 
wie der Kolonialismus eine ständige Bedrohung 
der Souveränität und der territorialen Integrität der 
benachbarten afrikanischen Staaten und folglich 
einen Krisenherd für Afrika darstellen; 

verurteilt die Unterstützung, die den rassistischen 
Regimen der Welt weiterhin durch die militärische, 
wirtschaftliche und politische Zusammenarbeit, die 
im Widerspruch zu den Entschließungen der Ver- 
einten Nationen steht, gewährt wird; 

anerkennt die Rechtmäßigkeit des Kampfes um 
Selbstbestimmung und Unabhängigkeit der Natio- 
nen, deren Hoheitsgebiete sich unter kolonialisti- 
scher und rassistischer Herrschaft und militärischer 
Besatzung befinden; 


begrüßt die Entschließung 2918 (XXVII, vom 14. No- 
vember 1972) der Vollversammlung der Vereinten 
Nationen betr. die Anerkennung der Befreiungs- 
bewegungen als einziger rechtmäßiger Vertreter der 
gegen Kolonialismus, Rassendiskriminierung und 
Apartheid kämpfenden Völker, die Entschließung 
3151 (XXVIII, vom 14. Dezember 1973) sowie den 
Bericht des Unterausschusses für die Anwendung 
der Entschließungen der Vereinten Nationen betr. 
die Zusammenarbeit mit Südafrika mit dem Titel 
„Jüngste Entwicklung der Beziehungen zwischen 
Israel und Südafrika" (Dok. der Vereinten Nationen 
AAC/115 L 383 vom 29. April 1974); 

unterstreicht die Bedeutung des von den Vereinten 
Nationen im Dezember 1973 verkündeten Jahr- 
zehnts des Kampfes gegen Rassismus und Rassen- 
diskriminierung ; 

ist sich der bedeutenden Rolle bewußt, die den Son- 
derorganisationen der Vereinten Nationen bei der 
Gewährung von Unterstützung an Nationen zugute 
kommen kann, die gegen Kolonialismus, Rassendis- 
kriminierung und Apartheid und für Selbstbestim- 
mung und Unabhängigkeit kämpfen; 

1. fordert die Parlamente und Regierungen aller 

Staaten auf: 

a) die Internationale Konvention über die Ver- 
hütung und Bestrafung des Verbrechens der 
Apartheid und die Internationale Konven- 
tion über die Beseitigung aller Formen der 
Rassendiskriminierung sowie alle weiteren 
internationalen Übereinkommen mit ähn- 
lichen Zielsetzungen zu ratifizieren und an- 
zuwenden; 

b) das Jahrzehnt des Kampfes gegen Rassismus 
und Rassendiskriminierung durch eine weit- 
reichende Öffentlichkeitsarbeit, die Ergrei- 
fung konkreter Maßnahmen, eine Überwa- 
chung der Anwendung der bestehenden Ge- 
setze oder durch Gesetzesinitiativen gegen 
alle Formen des Rassismus uneingeschränkt 
zu unterstützen; 

c) von jeder militärischen, wirtschaftlichen 
oder politischen Zusammenarbeit mit rassi- 
stischen Regimen abzusehen, die solchen 
Regimen helfen oder sie dazu ermutigen 
könnte, eine Politik der Rassendiskriminie- 
rung oder der Apartheid zu verfolgen; 

d) sich an die Entschließung 1761 (XVII, vom 
6. November 1962) der Vollversammlung der 
Vereinten Nationen betr. den Abbruch der 
Beziehungen zu Südafrika zu halten; 

e) die Entschließung 2918 (XXCII, vom 14. No- 
vember 1972) der Vollversammlung der Ver- 
einten Nationen betr. die Anerkennung der 
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Befreiungsbewegungen als einziger berech- 
tigter Vertreter der gegen Kolonialismus, 
Rassendiskriminierung und Apartheid kämp- 
fenden Völker auszuführen und diesen Völ- 
kern bei ihrem Kampf gegen kolonialistische 
und rassistische Regime moralische und 
materielle Unterstützung zu gewähren sowie 
Entschließung 3151 (XXVIII, vom 14. Dezem- 
ber 1973) anzuwenden; 

f) die Gründung des unabhängigen Staates 
Guinea-Bissau zu begrüßen; 

2. fordert alle Regierungen auf, die Republik 
Guinea-Bissau anzuerkennen; 

3. äußert die Hoffnung: 

a) daß das Parlament der Republik Guinea- 
Bissau sobald wie möglich den ihm zukom- 
menden Platz in der Interparlamentarischen 
Union einnehmen wird; 

b) daß die zur Zeit unter dem Namen Mosam- 
bik, Angola und Kapverdische Inseln be- 
kannten Länder bald ihre Unabhängigkeit 
erhalten; 

4. begrüßt die von der portugiesischen Regierung 
zur Beseitigung der Kolonialherrschaft und zur 
Gewährung der Unabhängigkeit an die Völker 
ihrer Kolonien ergriffenen Maßnahmen und 
ersucht sie, die Maßnahmen zu beschleunigen, 
die den Völkern von Mosambik und Angola 
die Ausübung ihres Rechts auf Selbstbestim- 
mung ermöglichen; 

5. äußert die Hoffnung, daß das portugiesische 
Parlament sobald wie möglich nach der Ver- 
anstaltung von Wahlen den ihm zukommenden 
Platz in der Interparlamentarischen Union ein- 
nehmen wird; 

6. äußert die Hoffnung, daß es der Regierung von 
Portugal mit Unterstützung der zuständigen 
internationalen Organisationen einschließlich 
der Vereinten Nationen gelingen wird, ihren 
Wunsch, der einheimischen Bevölkerung ihrer 
Kolonialgebiete die Regierungsgewalt zu über- 
tragen, zu verwirklichen; 

7. ersucht die Parlamente und Regierungen aller 
Länder, den Sicherheitsrat aufzufordern, gemäß 
Kapitel VII der Charta gegen das südafrika- 
nische Regime alle erforderlichen Maßnahmen 
einschließlich der Anwendung von verbind- 
lichen wirtschaftlichen Sanktionen einzuleiten, 
die dazu angetan sind, es von seiner Apart- 
heidspolitik abzubringen, weil diese Politik ins- 
besondere eine große Bedrohung von Frieden 
und Sicherheit in der Welt darstellt; 

8. bedauert zutiefst die große Mißachtung der 
Vereinten Nationen von seiten Israels und 
seine Verletzung ihrer Entschließungen, insbe- 
sondere Entschließung 3151 G (XXVIII, vom 
14. Dezember 1973) sowie den Bericht des 
Unterausschusses für die Anwendung der Ent- 
schließungen der Vereinten Nationen betr. die 


Zusammenarbeit mit Südafrika mit dem Titel 
„Jüngste Entwicklungen der Beziehungen zwi- 
schen Israel und Südafrika" (Dok. AAC/115 383 
vom 29. April 1974); 

9. bittet alle Parlamente, die erforderlichen Maß- 
nahmen zu ergreifen, damit die Entschließun- 
gen des Sicherheitsrates und der Vollversamm- 
lung betr. die Sanktionen gegen Rhodesien 
strikt angewandt werden; 

10. empfiehlt, daß im Schulunterricht die Bereiche- 
rung der gesamten Menschheit durch das 
Nebeneinander unterschiedlicher Zivilisationen 
und Kulturen gezeigt wird, und daß alle rassisti- 
schen Stellen aus den Schulbüchern gestrichen 
werden; 

1 1 . fordert Anstrengungen zugunsten der Gastarbei- 
ter, insbesondere in den Bereichen der Erzie- 
hung, der Arbeitsbedingungen, der Koalitions- 
freiheit und der Ausübung der gewerkschaft- 
lichen Rechte, der sozialen Sicherheit, der Be- 
rufsausbildung, der Unterbringung und der Be- 
schäftigung, der Gesundheit sowie hinsichtlich 
der Anwendung des Grundsatzes „Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit" ; 

12. fordert eine Zusammenarbeit zwischen den 
Ländern, die Arbeitskräfte anfordern, und 
denen, die sie zur Verfügung stellen, mit dem 
Zweck der Schaffung und des Ausbaus von 
Industrien in den letztgenannten Ländern, damit 
die Gastarbeiter nach ihrer Rückkehr Arbeits- 
möglichkeiten finden, sowie in beiden Gruppen 
von Ländern die Einrichtung von besonderen 
staatlichen Stellen, die sich mit Fragen der 
Wanderbewegung und der Lebens- und Arbeits- 
bedingungen für Gastarbeiter und ihre Familien 
befassen; 

13. fordert die Parlamente aller Länder auf: 

a) bei ihren jeweiligen Regierungen ihren Ein- 
fluß geltend zu machen, damit insbesondere 
über die Massenmedien die Informationen 
über Gastarbeiter verbessert werden, wobei 
der Beitrag, den jede Nationalität zur Ge- 
meinschaft leistet, hervorgehoben werden 
sollte; 

b) über ihre jeweiligen Regierungen Gesetzes- 
initiativen hinsichtlich der politischen, wirt- 
schaftlichen und kulturellen Rechte der Gast- 
arbeiter einzubringen; 

c) alle auf nationaler wie internationaler Ebene 
eingeleiteten Schritte zur Schaffung eines 
internationalen Übereinkommens über die 
Gewährung von gleichen Bedingungen und 
Rechten für Gastarbeiter und ihre Familien, 
wie sie die Arbeitnehmer des Landes, in 
dem sie beschäftigt sind, erhalten, zu unter- 
stützen; 

d) die bestehenden internationalen Überein- 
kommen und Empfehlungen betr. die 
Arbeits- und Lebensbedingungen für Gast- 
arbeiter und ihre Familien einzuhalten. 
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